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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung derzeit, um die Auslieferung des früheren 
DDR-Staatsratsvorsitzenden Erich Honecker an 
die Bundesrepublik Deutschland zu erreichen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 6. Mai 1992 

Die Bundesrepublik Deutschland hat einen völkerrechtlichen Restitu- 
tionsanspruch, der sich jetzt gegen die Russische Föderation richtet, auf 
Rücküberstellung von Herrn Honecker, da dieser am 13. März 1991 ohne 
Zustimmung der Bundesregierung durch sowjetisches Militärpersonal aus 
dem Bundesgebiet nach Moskau verbracht worden ist. 

Dieser Restitutionsanspruch, dessen Berechtigung von der russischen 
Seite anerkannt wird, wird von der Bundesregierung weiter nachdrück- 
lich vertreten. Die russische Regierung sieht sich jedoch zur Zeit nicht in 
der Lage, Herrn Honecker zu überstellen, da er sich noch in der chile- 
nischen Botschaft in Moskau aufhält. 

Die Bundesregierung setzt ihre Bemühungen gegenüber der russischen 
und der chilenischen Regierung fort. Am 2. April 1992 führte Staatssekre- 
tär Dr. Dieter Kastrup ein Gespräch mit dem chilenischen Sonderbotschaf- 
ter Holger, in dem er noch einmal nachdrücklich auf die bekannte deut- 
sche Haltung hinwies, nach der Herr Honecker unverzüglich den deut- 
schen Justizbehörden rücküberstellt werden soll. 


2. Abgeordneter 

Thomas 

Kossendey 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die polnische Regierung seit dem 1. Januar 
1992 auf Hilfslieferungen von deutschen Kirchen 
und anderen Organisationen 10% Umsatzsteuer 
erhebt? 


3. Abgeordneter 

Thomas 

Kossendey 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die polnische Regierung davon abzubrin- 
gen, auf Hilfslieferungen aus Deutschland an der 
Grenze 10% Umsatzsteuer zu erheben? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 5. Mai 1992 

Der Bundesregierung ist die von Ihnen erwähnte Steuer auf Hilfslieferun- 
gen bekannt. Nach Kenntnis der Bundesregierung wurde sie eingeführt, 
um auf polnischer Seite bekanntgewordenen Mißbräuchen mit Hilfsliefe- 
rungen entgegenzuwirken. 

Die Bundesregierung hat sich gegenüber dem polnischen Finanzministe- 
rium vermittelnd eingeschaltet, um eine Befreiung der Lieferungen ein- 
geführter Hilfsorganisationen von dieser Steuer zu erreichen. Aufgrund 
dieser Intervention hat das polnische Finanzministerium zugesagt, daß 
Anträge der Empfänger solcher Hilfsleistungen in Polen auf Befreiung von 
der genannten Steuer entgegengenommen werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des innern 


4. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Wie stellt der Bundesminister des Innern sicher, 
daß bei der bevorstehenden Privatisierung des 
Programms RIAS 2 von RIAS Berlin der vorge- 
sehene privatrechtliche Veranstalter nicht da- 
durch wettbewerbsverzerrend begünstigt wird, 
daß dieses bisher mit Steuermitteln finanzierte 
Programm ohne weiteres in privatrechtlicher Trä- 
gerschaft, evtl, unter Nutzung von Einrichtungen 
von RIAS Berlin, fortgeführt werden kann, ob- 
wohl der Übernehmer keine Abgeltung an die 
Bundesrepublik Deutschland oder eine andere 
öffentliche Einrichtung, etwa die in Gründung 
befindliche RIAS-Stiftung, zu zahlen hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 5. Mai 1992 


Das bisherige Programm von RIAS 2 soll nicht „privatisiert", sondern 
durch die United States Information Agency (USIA), bei der die Sende- 
und Programmhoheit liegt, eingestellt werden. 

Der Kabelrat der Anstalt für Kabelkommunikation, Berlin, hat einer Pres- 
seerklärung vom 25. April 1992 zufolge beschlossen, der Radio-Informa- 
tion Audio-Service Zwei GmbH i. G. eine Sendeerlaubnis für die Veran- 
staltung eines Programms auf der bisher von RIAS 2 genutzten UKW-Hör- 
funkfrequenz 94,3 MHz zu erteilen, das - von einem Kern der bisherigen 
Mitarbeiter gestaltet - wesentliche Elemente des Programms von RIAS 2 
beinhalten soll. Die Sendeerlaubnis ist mit einem umfangreichen Auf- 
lagenkatalog verbunden, dessen Schwerpunkt dem Ausgleich des Wett- 
bewerbsvorteils gilt. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß mit diesen Auflagen der Wett- 
bewerbsvorteil des neuen Rundfunkveranstalters ausgeglichen wird, 
kann jedoch ohne Kenntnis der einzelnen Auflagen des Kabelrates keine 
abschließende Stellungnahme abgeben, 

Leistungen des Bundes für RIAS 2 werden nur bis zur Einstellung dieses 
Programms durch die bisherige Betreiberin erbracht. Danach wären für 
eventuelle Leistungen des RIAS im Produktionsbereich marktübliche Ver- 
gütungen zu zahlen. 


5. Abgeordneter 

Gerd 

Wartenberg 

(Berlin) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob Asylanträge 
von Ahmadiyas aufgrund einer inzwischen ge- 
festigten Rechtsprechung in letzter Zeit vermehrt 
abgelehnt werden, und bestehen beim Bundes- 
minister des Innern bzw. den obersten Landes- 
behörden Überlegungen zu einer Bleiberechts- 
regelung für seit längerer Zeit hier aufhältige 
erfolglose Asylbewerber? 


2 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/2579 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 5. Mai 1992 

Das Bundesverwaltungsgericht hat mittlerweile in mehreren Leitentschei- 
dungen eine Gruppenverfolgung der Ahmadiyas in Pakistan verneint, 
weil die konkrete Strafverfolgungspraxis in Pakistan eine tatsächliche 
Anwendung bestehender - objektiv gegen Ahmadiyas gerichteter - Straf- 
rechtsnormen nicht erkennen lasse. Dieser Entscheidungslinie haben sich 
die Oberverwaltungsgerichte weitgehend - z. T. mit Nuancen - ange- 
schlossen, während die Verwaltungsgerichte noch relativ häufig aufgrund 
- großzügiger - Annahme einer individuellen Verfolgungsbetroffenheit 
im jeweiligen Einzelfall zu Anerkennungen gelangen. 

Nach Artikel 83 des Grundgesetzes liegt die Zuständigkeit zur Ausfüh- 
rung der ausländerrechtlichen Bestimmungen bei den Ländern, 

Soweit im jeweiligen Einzelfall die Voraussetzungen der gesetzlichen Alt- 
fallregelung des § 100 AuslG erfüllt sind, erhalten Angehörige des in 
Frage stehenden Personenkreises eine Aufenthaltsbefugnis. Darüber hin- 
ausgehende generelle Bleiberechtsregelungen für bestimmte Ausländer- 
gruppen können von den obersten Landesbehörden im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister des Innern aus den in § 32 AuslG genannten Grün- 
den getroffen werden. Für den in Frage stehenden Personenkreis ist ein 
entsprechendes Anliegen an den Bundesminister des Innern bislang nicht 
herangetragen worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


6. Abgeordneter 

Horst 

Gibtner 

(CDU/CSU) 


Vor dem Hintergrund der Tatsache, daß die Effi- 
zienz des Deutschen Werberates als Selbstdiszi- 
plinierungsorgan der Werbewirtschaft angesichts 
der Tatsache, daß dieser außer der Veröffent- 
lichung seiner Beanstandung, deren Bedeutung 
als nicht sehr hoch einzuschätzen ist, keine 
durchgreifende Möglichkeit zur Bekämpfung 
von beanstandungswürdiger Werbung hat, frage 
ich die Bundesregierung, ob ihr die vom Deut- 
schen Werberat beanstandete Werbekampagne 
der Firma „Benetton" aus dem vergangenen wie 
aus diesem Jahr bekannt ist, und ist sie der 
Auffassung, daß insbesondere im Blick auf den 
zunehmenden Umfang internationaler Werbe- 
kampagnen gesetzgeberische Maßnahmen, ggf. 
welcher Art, notwendig sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reinhard Göhner 
vom 7. Mai 1992 

Die angesprochene Werbekampagne der Firma Benetton, die in den ver- 
gangenen Monaten international Aufsehen erregt hat und in der Öffent- 
lichkeit teilweise heftig kritisiert worden ist, ist auch der Bundesregierung 
bekannt. 
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Ich persönlich bin der Auffassung, daß diese Werbekampagne teilweise 
die Grenzen des Anstands und des guten Geschmacks überschreitet. Wie 
Pressemeldungen zu entnehmen war, hat der Deutsche Werberat - eine 
selbstdisziplinäre Einrichtung der Werbewirtschaft beim Zentralverband 
der deutschen Werbe Wirtschaft (ZAW), die entweder aus eigener Initia- 
tive oder aufgrund von Verbraucherbeschwerden einzelne Fälle von Wirt- 
schaftswerbung aufgreift und dazu Stellung nimmt - zuletzt in zwei Fällen 
die Werbung der Firma Benetton kritisiert und öffentlich beanstandet. Es 
handelte sich dabei um eine Anzeige mit dem Foto eines sterbenden 
AIDS-Kranken im Kreise seiner Angehörigen sowie um die Abbildung der 
Rückenansicht eines Farbigen mit umgehängter Maschinenpistole, der 
einen Menschenknochen umklammert hält. Der Deutsche Werberat war 
der Auffassung, daß derartige Darstellungen menschlichen Leidens und 
Elends ohne jeglichen Bezug zum beworbenen Produkt unzuträglich und 
nicht akzeptabel seien. 

Soweit der Bundesregierung bekannt ist, liegt der Schwerpunkt der Tätig- 
keit des Deutschen Werberates nicht auf dem Gebiet der Verfolgung 
unlauteren Wettbewerbs mit rechtlichen Mitteln, sondern hauptsächlich 
darin, Werbeaussagen und -darstellungen, die aus der Sicht der Werbe- 
wirtschaft anstößig und zu mißbilligen sind, schon im Vorfeld der gesetz- 
lich gezogenen Grenzen zu verhindern. 

Darüber hinaus hat aber nach Kenntnis der Bundesregierung die Zentrale 
zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs e.V., Bad Homburg - ein nach 
§ 13 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) klagebefug- 
ter Verband, dem neben zahlreichen Wirtschaftsverbänden insbesondere 
alle Industrie- und Handelskammern sowie die Handwerkskammern an- 
gehören - vor dem Landgericht Frankfurt am Main eine einstweilige Ver- 
fügung gegen die weitere Schaltung der beiden genannten Anzeigen 
erwirkt. Die einstweilige Verfügung ist damit begründet worden, daß die 
Werbeanzeigen gegen § 1 UWG, der sittenwidrige Handlungen im 
geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs verbietet, verstoße. 
Die Benetton- Werbung widerspreche dem Anstandsgefühl der beteiligten 
Verkehrskreise, werde von der Allgemeinheit mißbilligt und für untragbar 
gehalten. 

Vor diesem Hintergrund hält die Bundesregierung gesetzgeberische 
Maßnahmen nicht für notwendig. Werbung, die gegen die guten Sitten 
verstößt, unterliegt nach § 1 UWG einer Unterlassungs- und gegebenen- 
falls Schadensersatzpflicht. Zur Geltendmachung des Unterlassungsan- 
spruches sind neben Mitbewerbern auch die in § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 
UWG genannten rechtsfähigen Verbände zur Förderung gewerblicher 
Interessen und Verbraucherverbände klagebefugt, ebenso nach § 13 
Abs. 2 Nr. 4 UWG die Industrie- und Handelskammern sowie die Hand- 
werkskammern. Diese zivilrechtliche Ausgestaltung des Wettbewerbs- 
rechts, verbunden mit der Möglichkeit zur schnellen Unterbindung wett- 
bewerbswidriger Werbemaßnahmen im Wege des einstweiligen Rechts- 
schutzes, hat sich in Deutschland seit langem bewährt. 

Die Beurteilung einer Werbemaßnahme nach wettbewerbsrechtlichen 
Gesichtspunkten obliegt dabei letztlich den unabhängigen Gerichten. 
Dies gilt auch für die Frage, ob die Werbung der Firma Benetton gegen § 1 
UWG verstößt. Die Bundesregierung möchte in diesem Zusammenhang 
nur darauf hinweisen, daß § 1 UWG keine Geschmackszensur ermöglicht; 
nicht jede geschmack- und taktlose Werbung ist sittenwidrig. Allerdings 
kommt eine Sittenwidrigkeit im Sinne von § 1 UWG durchaus in Betracht, 
wenn eine Werbung nach Auffassung der betroffenen Verkehrskreise das 
sittliche Empfinden verletzt, weil sie in grobem Maß gegen Pietät und Takt 
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verstößt und dadurch ärgerniserregend und belästigend wirkt. Die Aus- 
legung und Anwendung der Vorschriften des UWG durch die Gerichte in 
diesem Zusammenhang gibt aus Sicht der Bundesregierung keinen Anlaß 
zu Gesetzesänderungen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


7. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS/Linke Liste) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der vom Parlamentarischen Staatssekre- 
tär beim Bundesminister der Finanzen schriftlich 
bestätigen Tatsache, daß an der Prüfung des 
Entsperrungsantrags des Bundesministers der 
Verteidigung ranghohe Beamte des Bundesmini- 
steriums der Finanzen beteiligt waren und daß 
deren Prüfungen in eine die Aufhebung der 
Haushaltssperre befürwortende Stellungnahme 
mündeten, obwohl das Bundesministerium der 
Finanzen - ausweislich der BMF- Vorlage 21/92 - 
von den bereits erfolgten Panzerlieferungen 
Kenntnis erlangt hatte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 4. Mai 1992 

Der Bundesminister der Finanzen erfuhr erst im Verlauf der Prüfung von 
der Auslieferung der Panzer an die Türkei. Als der Bundesminister der 
Verteidigung mitteilte, daß er die Panzer bereits in die Türkei geliefert 
habe, stand fest, daß das vom Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages mit der Sperre verfolgte politische Ziel nicht mehr erreicht werden 
konnte. Die Einwilligung des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages in die Aufhebung der Haushaltssperre wurde beantragt, um 
die schon vor der Haushaltssperre vertraglich begründeten und nunmehr 
fälligen bzw. kurzfristig fällig werden Ansprüche der Industrie erfüllen zu 
können und um zusätzliche Ausgaben wegen Zahlungsverzugs zu ver- 
meiden. 

Der Haushaltsauschuß des Deutschen Bundestages hat am 29. April 1992 
seine Einwilligung erteilt. Die Frage nach Konsequenzen aus diesem 
Sachverhalt stellt sich somit nicht. 


8. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lüder 

(F.D.P.) 


Aus welchem Zollrechtfertigungsbedürfnis her- 
aus ist für Zwischenlandungen von Flugzeugen, 
die aus einem EG-Mitgliedstaat in die Bundes- 
republik Deutschland kommen und zu einem 
Flughafen in der Bundesrepublik Deutschland 
weiterfliegen, neben der rechtlich noch notwen- 
digen Paßkontrolle auch eine Zollkontrolle des 
Handgepäcks der Passagiere erforderlich? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 30. April 1992 

Im Flugverkehr zwischen zwei Mitgliedstaaten der Gemeinschaft besteht 
nach wie vor die Möglichkeit, hochsteuerbare Waren wie z. B. Spirituosen 
oder Tabakerzeugnisse in sog. Tax-free-shops zu beziehen. Es muß daher 
durch stichprobenweise Kontrollen die Möglichkeit geschaffen werden, 
die Warenmengen, die die Reisefreigrenzen überschreiten, der Versteue- 
rung zu unterwerfen. Diese Kontrollen finden stets an dem zuerst ange- 
flogenen Flughafen statt, da der Anschlußflug einen reinen Inlandsflug 
darstellt. 


9. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lüder 


(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Fluggesell- 
schaften zu gestatten, ihren Passagieren zu erlau- 
ben, Handgepäck in diesen Fällen an Bord zu 
lassen, jedenfalls, wenn überhaupt keine Zoll- 
kontrolle eingesetzt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 30. April 1992 

Die Umsetzung des Gedankens würde eine Vorankündigung der Kontrol- 
len erfordern. Eine langfristige Vorankündigung würde zum Zweck der 
Kontrolle zuwiderlaufen, sie wäre verwaltungsorganisatorisch auch nicht 
möglich. Die Bundesregierung ist aber bereit, prüfen zu lassen, ob eine 
kurzfristige Ankündigung in der Praxis möglich ist. Im übrigen darf ich 
darauf hinweisen, daß die Kontrollen der Reisenden im innergemein- 
schaftlichen Flugverkehr zum 1. Januar 1993 mit dem Wegfall der Binnen- 
grenzen entfallen. 


10. Abgeordnete 

Trudi 

Schmidt 

(Spiesen) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit werden die Kommunen bei der Sanie- 
rung und Veräußerung von „Industrie- und 
Gewerbeflächen", die in Verwaltung der Treu- 
handanstalt sind, eingebunden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 5. Mai 1992 

Die Liegenschaftsgesellschaft der Treuhandanstalt (TLG) bezieht bei der 
Entwicklung und Veräußerung von Grundstücken grundsätzlich alle Ent- 
scheidungsträger ein, also insbesondere auch die Kommunen. 

Um einerseits eine Chancengleichheit für Investoren zu gewährleisten 
und zum anderen einen optimalen Marktpreis zu finden, erfolgt der Ver- 
kauf einer Liegenschaft durch die TLG grundsätzlich im öffentlichen Wett- 
bewerbsverfahren. Die öffentliche Ausschreibung erfolgt jedoch erst nach 
vorheriger planerischer Abstimmung mit den zuständigen Trägern der 
Planungshoheit zur Festlegung der künftigen Nutzung der Liegenschaf- 
ten. Hierbei können nochmals Kommunalisierungsansprüche geprüft und 
Wünsche der Gebietskörperschaften auf Erwerb der Liegenschaften 
berücksichtigt werden. Eine Einzelvergabe an Gebietskörperschaften zu 
Verkehrswerten auf der Basis von Verkehrswertgutachten vereidigter 
Sachverständiger ist generell möglich. 
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11. Abgeordnete 

Trudi 

Schmidt 

(Spiesen) 

(CDU/CSU) 


Wurden von der Treuhandanstalt Kontakte mit 
der Gemeinde Helbra aufgenommen, betreffend 
das Gelände der Mansfeld-Gruppe (1,4 Mio. qm), 
das von existenzieller Bedeutung für die 
Gemeinde Helbra ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 5. Mai 1992 

Entsprechend diesem Verfahren wurden auch Kontakte mit der 
Gemeinde Helbra aufgenommen, um ihre Vorstellungen zum Gelände 
der Mansfeld-Gruppe bei der Verwertung zu berücksichtigen. 

Wie mir die Treuhandanstalt mitteilte, bezieht sich das Erwerbsinteresse 
der Gemeinde Helbra auf ein größeres Areal, das einerseits der Treu- 
handanstalt und zum anderen der Mansfeld AG gehört. Zur Erörterung 
der anstehenden Fragen wird zur Zeit ein Termin zwischen der TLG- 
Außenstelle Halle, der Mansfeld AG sowie dem Bürgermeister der Kom- 
mune Helbra abgestimmt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


12. Abgeordneter 

Wolfgang 

Roth 

(SPD) 


In welchem Umfang hat die Bundesregierung 
vom 3, Oktober 1990 bis heute bei ihrer Auftrags- 
vergabe im Schiffsbau, für Umrüstungen und für 
Modernisierungen die bestehenden Werften in 
den neuen Bundesländern im Vergleich zu denen 
in den alten Bundesländern berücksichtigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 7. Mai 1992 

Die Bundesregierung hat in der Zeit vom 3. Oktober 1990 bis 31. März 1992 
an Werften in den neuen Bundesländern 194 Aufträge für Umrüstung, 
Modernisierung und Instandsetzung mit einem Auftragsvolumen von rd. 
29 Mio. DM vergeben. Demgegenüber stehen ca. 4 300 Einzelaufträge mit 
einem Auftragsvolumen von rd. 385 Mio. DM an Werften in den Alt- 
ländern. 

Dieses Ungleichgewicht ist dadurch gegeben, daß im Auftragsvolumen an 
die westdeutschen Werften mehr als 4 250 Einzelaufträge für Instandset- 
zungen des Bundesministeriums der Verteidigung (BMVg) enthalten sind, 
die nur von Unternehmen durchgeführt werden dürfen, bei denen die 
zwingend notwendigen Sicherheitsüberprüfungen durchgeführt worden 
sind. 

Die Werften in den neuen Bundesländern konnten für den BMVg folglich 
bislang nur mit nicht sicherheitsrelevanten Arbeiten beauftragt werden. 
Die für sicherheitsrelevante Arbeiten erforderlichen Sicherheitsüberprü- 
fungen der ostdeutschen Werften sind noch nicht abgeschlossen. 
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Über das o. g. Auftragsvoiumen für Modernisierung, Umrüstung und 
Instandsetzung hinaus hat die Bundesregierung (BMV, BML und BMI) 
fünf Aufträge für Neubauten mit einem Auftragswert von rd. 80,5 Mio. DM 
an ostdeutsche Werften bzw. an eine Ost-West-Arbeitsgemeinschaft ver- 
geben. Demgegenüber steht nach hier vorliegenden Informationen von 
diesen Ressorts nur ein Auftrag für einen Schiffsneubau an eine westdeut- 
sche Werft. 


13. Abgeordneter 

Konrad 

Weiß 

(Berlin) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Ländern wird Zellstoff aus Eukalyp- 
tus in die Bundesrepublik Deutschland importiert 
(anteilsmäßig/prozentual und in Totalmengen für 
den Zeitraum seit 1980 bis heute auflisten)? 


14. Abgeordneter 
Konrad 
Weiß 
(Berlin) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wer sind die Hauptabnehmer und Verarbeiter 
von Zellstoff aus Eukalyptus in der Bundesrepu- 
blik Deutschland? 


15. Abgeordneter 

Konrad 

Weiß 

(Berlin) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Zu welchen Produkten bzw. Halb- und Zwischen- 
produkten wird Zellstoff aus Eukalyptus verar- 
beitet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 6. Mai 1992 

Angaben über Importe von Eukalyptuszellstoff sind nicht möglich, da in 
der Statistik keine Unterscheidung nach Eukalyptus vorgenommen ist. 

Darüber hinaus können wegen statistischer Geheimhaltung und des 
Schutzes von Betriebsgeheimnissen keine Aussagen über einzelne Ver- 
arbeiter oder die Verwendung von Zellstoff aus Eukalyptus getroffen 
werden. 


16. Abgeordnete 

Vera 

Wollenberger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Für welche Unternehmen hat die Bundesregie- 
rung eine Genehmigung zur Teilnahme an der 
Rüstungsausstellung EUROSATORY '92 vom 
22. bis 27. Juni 1992 in Paris gegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Erich Riedl 
vom 7. Mai 1992 

Die Bundesregierung hat für wenige Unternehmen KWKG-Genehmigun- 
gen ausgestellt, damit diese bestimmte Geräte auf der EUROSATORY '92 
ausstellen können. Diese Geräte werden nach der Messe nach Deutsch- 
land zurückgeführt. Weitere Einzelheiten kann die Bundesregierung 
wegen der gebotenen Wahrung der Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
nicht mitteilen (§ 203 StGB, § 30 KWVfG). 
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Im übrigen ist die EUROSATORY '92 im Auslandsmesseprogramm der 
Bundesregierung nicht enthalten. Eine Förderung aus dem Auslands- 
messeetat ist nicht erfolgt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


17. Abgeordnete 

Ortrun 

Schätzle 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Palm- 
rainbrücke (B 532) nach Öffnen der Grenzen 
auch weiterhin Durchfahrtsknotenpunkt für Tier- 
transporte sein wird, bzw. ist eine Verlegung der 
Transportstrecke beabsichtigt oder sind zusätz- 
liche Durchfahrtsknotenpunkte zur Entlastung 
geplant? 


18. Abgeordnete 

Ortrun 

Schätzle 

(CDU/CSU) 


Welche Überlegungen tätigt die Bundesregie- 
rung hinsichtlich einer Übertragung der Über- 
wachungsfunktion von tierschutzrechtlichen 
Bestimmungen auf die Ortspolizeibehörde, die 
zur Zeit noch durch den Bundesgrenzschutz 
wahrgenommen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 4. Mai 1992 


Nach Vollendung des EG-Binnenmarktes werden an den Binnengrenzen 
der Europäischen Gemeinschaften keine Grenzkontrollen mehr durch- 
geführt; auch die tierschutzrechtlichen Kontrollen an den EG -Binnen- 
grenzen müssen durch ein mindestens gleichwertiges Kontrollregime 
fernab der Grenzen ersetzt werden. Dies wird zur Folge haben, daß sich 
die Handelsströme unter Berücksichtigung der vorhandenen Infrastruktur 
an den Erfordernissen des Marktes ausrichten werden. Welche Routen 
hierbei bevorzugt gewählt werden, kann nicht vorhergesehen werden. 

Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 des Tierschutzgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. August 1986 (BGBl. IS. 1319), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. August 1990 (BGBl. I S. 1762), obliegt die Durchfüh- 
rung des Tierschutzgesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlasse- 
nen Rechtsverordnungen den nach Landesrecht zuständigen Behörden. 
Entsprechend der Organisationshoheit der Länder ist es deren Aufgabe, 
die Einhaltung tierschutzrechtlicher Bestimmungen auch nach Ablösung 
der tierschutzrechtlichen Kontrollen an den EG- Binnengrenzen sowie 
dem Wegfall des regelmäßigen Mitwirkens des Bundesministers der 
Finanzen und den von ihm bestimmten Zollstellen bei der Überwachung 
des Verbringens von Tieren aus einem EG-Mitgliedstaat in das Inland zu 
überwachen. 


9 



Drucksache 12/2579 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


19. Abgeordneter 
Joachim 
Clemens 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit der vom Bundesverfassungsgericht 
verlangten gesetzlichen Neuregelung des § 622 
BGB, d. h. der Anpassung der Kündigungsfristen 
füp gewerbliche Arbeitnehmer an die der Ange- 
stellten, zu rechnen? 


20. Abgeordneter 
Joachim 
Clemens 

(CDU/CSU) 


In welcher Form wird seitens der Bundesregie- 
rung eine Gleichbehandlung von gewerblichen 
Arbeitnehmern und Angestellten in bezug auf die 
Kündigungsfristen angestrebt? 


21. Abgeordneter 

Joachim 

Clemens 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ver- 
abschiedung des Gesetzes zu § 622 BGB äußerst 
eilbedürftig ist, da alle Arbeitsgerichtsprozesse, 
die die Kündigungsfristen von gewerblichen 
Arbeitnehmern betreffen, ausgesetzt werden? 


22. Abgeordneter 

Joachim 

Clemens 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in wieviel Pro- 
zent aller Arbeitsgerichtsprozesse Kündigungs- 
fristen von gewerblichen Arbeitnehmern betrof- 
fen sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Seehofer 
vom28. April 1992 

Zur Zeit wird unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Bundesver- 
fassungsgerichts und der entsprechenden Fristsetzung bis zum 30. Juni 
1993 eine gesetzliche Neuregelung der Kündigungsfristen für Arbeiter 
und Angestellte vorbereitet. Zum zeitlichen Ablauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens und zum Inhalt der Neuregelung sind aber noch keine An- 
gaben möglich. 

Der Bundesregierung ist die Eilbedürftigkeit einer gesetzlichen Neurege- 
lung, die sich aus der gegenwärtigen Rechtsunklarheit ergibt, bekannt. 
Andererseits sind die mit der gesetzlichen Neuregelung verbundenen 
Schwierigkeiten zu beachten, denen gerade auch das Bundesverfas- 
sungsgericht mit seiner Fristsetzung bis 1993 Rechnung getragen hat. 

In wieviel Prozent aller Arbeitsgerichtsprozesse Kündigungsfristen von 
gewerblichen Arbeitnehmern betroffen sind, ist der Bundesregierung 
nicht bekannt. 


23. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 
daß es zwar einerseits große regionale Unter- 
schiede bei den Lebenshaltungskosten (z. B. 
Mietkosten) gibt, andererseits jedoch diese 
Unterschiede bei Tarifabschlüssen nur unge- 
nügend berücksichtigt werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 5. Mai 1992 

Die der Frage zugrundeliegende Annahme, daß regionale Unterschiede in 
der Lebenshaltung bei Tarifabschlüssen nur ungenügend berücksichtigt 
werden, kann die Bundesregierung in dieser Allgemeinheit nicht bestä- 
tigen. In Deutschland bestehen mehr als 5 000 Lohn- und Gehalts- bzw. 
Entgelt- sowie Ausbildungsvergütungstarifverträge, die nach Wirtschafts- 
und Dienstleistungszweigen (Branchen), Regionen und Arbeitnehmer- 
gruppen getrennt abgeschlossen werden. In jedem dieser Tarifverträge 
sind mehrere nach der Qualifikation des Arbeitnehmers und der Art der 
Tätigkeit unterschiedlich dotierte Vergütungsgruppen enthalten, die zum 
Teil zusätzlich nach Ortsklassen, Lebensalter oder Berufsjahren differen- 
ziert sind. Die Spanne der tarifvertraglichen Monatsgrundvergütungen 
lag 1991 in den alten Bundesländern zwischen etwa 1000 DM und über 
19 000DM. Dazu können individuell unterschiedliche tarifliche oder über- 
tarifliche Zuschläge und Zulagen kommen. Aufgrund der Vielzahl und 
Vielfalt der tariflichen Regelungen geht die Bundesregierung davon aus, 
daß auf diese Weise auch regionale Gegebenheiten Berücksichtigung 
finden. 


24. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung vor diesem 

Herbert Hintergrund die Forderung nach Wiedereinfüh- 

Frankenhauser rungvon „Ortsklassen" im Tarif System? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 5. Mai 1992 

Mit Rücksicht auf die laufenden Tarifauseinandersetzungen möchte die 
Bundesregierung von einer Bewertung des Merkmals „Ortsklassen" als 
Bestandteil tarifvertraglicher Entgeltsbestimmungen absehen. Über kon- 
krete Forderungen in den zur Zeit stattfindenden Tarifverhandlungen, 
„Ortsklassen" einzuführen, ist der Bundesregierung nichts bekannt. 


25. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Was wird die Bundesregierung unternehmen, um 
den weiteren Rückgang des Versichertenbestan- 
des bei den Landesversicherungsanstalten, der 
als Folge des Strukturwandels und der begriff- 
lichen Abgrenzung im Sozialversicherungsrecht 
allein bei der LVA Niederbayern-Oberpfalz 
dazu geführt hat, daß sie seit 1. Januar 1986 
12758 Versicherte an die BfA in Berlin abgeben 
mußte, zu verhindern, und wie wird sie den 
dadurch befürchteten Arbeits- und Ausbildungs- 
platzabbau bei den Landesversicherungsanstal- 
ten verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. Mai 1992 

Nach Mitteilung des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger 
hat sich der Versichertenbestand der Landesversicherungsanstalten von 
1975 bis 1990 wie folgt entwickelt (in Mio.): 
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1975 

1990 

LVA Baden 

1,162 

1,751 

LVA Berlin 

0,565 

1,115 

LVA Braunschweig 

0,227 

0,287 

LVA Freie und Hansestadt Hamburg 

0,563 

0,640 

LVA Hannover 

1,479 

1,937 

LVA Hessen 

1,464 

1,975 

LVA Niederbayern-Oberpfalz 

0,887 

1,051 

LVA Oberbayern 

0,932 

1,382 

LVA Oberfranken und Mittelfranken 

1,028 

1,428 

LVA Oldenburg-Bremen 

0,449 

0,576 

LVA Rheinland-Pfalz 

0,950 

1,346 

LVA Rheinprovinz 

2,725 

3,738 

LVA Saarland 

0,312 

0,466 

LVA Schleswig-Holstein 

0,625 

0,902 

LVA Schwaben 

0,718 

0,970 

LVA Unterfranken 

0,367 

0,529 

LVA Westfalen 

2,281 

2,906 

LVA Württemberg 

1,747 

2,097 


Ein Rückgang des Versichertenbestandes bei den Landesversiche- 
rungsanstalten ist danach nicht zu erkennen. Der Versichertenbestand 
dieser Anstalten ist vielmehr in allen Fällen angestiegen. Arbeits- und 
Ausbildungsplatzverluste durch eine Verringerung des Versicherten- 
bestandes der Landesversicherungsanstalten sind demgemäß nicht zu 
besorgen. 

Die Bundesregierung sieht auf diesem Gebiet daher zur Zeit keinen Hand- 
lungsbedarf. 


26. Abgeordneter 

Hinrich 

Kuessner 

(SPD) 


Inwieweit hat die Bundesregierung Übergangs- 
regelungen zur Vermeidung persönlicher Härten 
für Invalidenrentner in den neuen Bundesländern 
überlegt und vorbereitet, die dadurch entstehen 
werden, daß die nach dem nunmehr auch in den 
neuen Bundesländern geltenden Schwerbehin- 
dertenrecht als erwerbsunfähig eingestuft wer- 
den und damit nicht mehr arbeiten dürfen, was 
bisher möglich war? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Seehofer 
vom 30. April 1992 

Der Frage liegt die Auffassung zugrunde, Personen, die bis zum 31. De- 
zember 1991 nach den in den neuen Bundesländern geltenden Vorschrif- 
ten eine Invalidenrente bezogen haben, könnten nicht mehr im gleichen 
Umfang wie bisher hinzuverdienen. Aus der Sicht der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung ist das nicht zutreffend. 
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Nach § 302 a SGB VI sind die am 31. Dezember 1991 nach den in den 
neuen Bundesländern geltenden Vorschriften gezahlten Invalidenrenten 
in Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten umgewertet worden. Invali- 
denrenten werden danach als Erwerbsunfähigkeitsrenten gezahlt, wenn 
die Hinzuverdienstgrenze von einem Siebtel der monatlichen Bezugs- 
größe (Ost) - seit 1. Januar 1992 300 DM, mindestes aber 400 DM, nicht 
überschritten wird. Ein zweimaliges Überschreiten dieser Hinzuver- 
dienstgrenze um jeweils einen Betrag bis zur Hinzuverdienstgrenze (z. B. 
bei Bezug von Urlaubsgeld und Weihnachtsgeld) bleibt hierbei außer 
Betracht. 

Wird die Hinzuverdienstgrenze überschritten, führt dies nicht zum Weg- 
fall des Rentenanspruchs, sondern nur zu einer Umstellung in eine Berufs- 
unfähigkeitsrente. Personen, deren Invalidenrente als Berufsunfähig- 
keitsrente geleistet wird, können ab 1. Januar 1992 im gleichen Umfang 
hinzuverdienen wie nach dem bis 31. Dezember 1991 geltenden DDR- 
Rentenrecht. 

Durch die Zahlung von Auffüllbeträgen ist sichergestellt, daß unabhängig 
davon, ob eine Umstellung der Invalidenrente in eine Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeitsrente erfolgt ist, mindestens der am 31. Dezember 
1991 gezahlte Betrag geleistet wird. 

Eine Einstufung von Invalidenrentnern als erwerbsunfähig erfolgt nach 
dem seit dem 3. Oktober 1990 auch in den neuen Bundesländern gelten- 
den Schwerbehindertenrecht nicht. 


27. Abgeordneter 

Hinrich 

Kuessner 

(SPD) 


Durch welche Maßnahmen stellt die Bundes- 
regierung sicher, daß die bisherigen Invaliden- 
ausweise nach altem „DDR-Recht" so lange ihre 
Gültigkeit behalten bzw. als gleichwertig mit den 
neu auszustellenden Behindertenausweisen an- 
erkannt werden, bis die neuen Ausweise tatsäch- 
lich ausgestellt und ausgehändigt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Seehofer 
vom 30. April 1992 

Die bisherigen Invalidenausweise nach ehemaligem „DDR-Recht" sind 
nicht identisch mit den Beschädigtenausweisen nach ehemaligem „DDR- 
Recht". Sie wurden aus diesem Grunde auch nicht den Schwerbehinder- 
tenausweisen gleichgestellt. 

Der Invalidenausweis nach ehemaligem „DDR-Recht" diente lediglich 
dem Nachweis des Rentenbezuges, der Inanspruchnahme gewisser Ver- 
günstigungen (z. B. Minderung des Eintrittspreises bei Kulturveranstal- 
tungen) sowie als Versicherungsausweis zur Arztbehandlung. 

Diejenigen Invalidenrentner, die auch „Beschädigte" waren, verfügten 
über einen entsprechenden Beschädigten-, Schwerbeschädigten- bzw. 
Schwerstbeschädigtenausweis. Nach dem Einigungsvertrag gelten Aner- 
kennungen als Beschädigte sowie Schwer- und Schwerstbeschädigte bis 
zum Ablauf ihrer Gültigkeit, längstens bis zum 31. Dezember 1993, als 
Feststellungen über das Vorliegen einer Behinderung und den Grad der 
Behinderung (GdB) von 30 bei Ausweisstufe I, 50 bei Ausweisstufe II, 
80 bei Ausweisstufe III und 100 bei Ausweisstufe IV im Sinne des § 4 Abs. 1 
SchwbG, solange die Voraussetzungen der Anerkennung fortbestehen. 
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Gleichzeitig gelten die Schwer- und Schwerstbeschädigtenausweise bis 
zum Ablauf ihrer Gültigkeit, längstens bis 31. Dezember 1993 als Aus- 
weise über die Eigenschaft als Schwerbehinderte mit einem Grad der 
Behinderung von 50 bei Ausweissufe II, 80 bei Ausweisstufe III und 100 bei 
Ausweisstufe IV im Sinne des § 4 Abs. 5 SchwbG. 

Beschädigte im Besitz eines Ausweises der Stufe I können auf Antrag vom 
Arbeitsamt Schwerbehinderten gleichgestellt werden, wenn sie infolge 
ihrer Behinderung ohne die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz 
nicht erlangen oder nicht behalten können. 

Soweit ein höherer Grad der Behinderung oder gesundheitliche Merk- 
male als Voraussetzung zur Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen 
(etwa das Vorliegen einer erheblichen Gehbehinderung, Hilflosigkeit, 
Blindheit oder Gehörlosigkeit) geltend gemacht werden sollen, bedarf es 
eines Antrags auf Feststellung der Behinderungen, des Grades der Behin- 
derung oder der gesundheitlichen Merkmale für Nachteilsausgleiche 
nach § 4 Abs. 1 und 4 SchwbG. 


28. Abgeordnete 

Dr. Helga 
Otto 

(SPD) 


Trifft es zu, daß in den Arbeitsämtern Arbeitslose 
aus den neuen Bundesländern ausgebildet 
werden? 


29. Abgeordnete Sind Zahlen über die Menge der Ausgebildeten 

Dr. Helga bekannt? 

Otto 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 5. Mai 1992 


Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Arbeitsämter in den neuen Bundes- 
ländern, die im Zuge des Aufbaus dieser Dienststellen neu gewonnen 
wurden und somit zwangsläufig noch nicht über die notwendigen Fach- 
kenntnisse verfügen, werden zeitlich begrenzt zur ergänzenden Ein- 
arbeitung zu Dienststellen im alten Bundesgebiet abgeordnet. Dabei ist es 
durchaus möglich, daß einige dieser Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor 
ihrer Einstellung bei einem der Arbeitsämter in den neuen Ländern 
arbeitslos gemeldet waren. 

Angaben über den zahlenmäßigen Umfang solcher Abordnungen liegen 
nicht vor. Zeitlich begrenzte Abordnungen fallen in die alleinige Zustän- 
digkeit der nachgeordneten Dienststellen der Bundesanstalt. Eine Sta- 
tistik wird hierüber nicht geführt. 


30. Abgeordnete 

Dr. Helga 
Otto 

(SPD) 


Trifft es zu, daß im Arbeitsamt Chemnitz 100 aus- 
gebildete ostdeutsche Arbeitnehmer wieder ent- 
lassen wurden, obwohl viel teurere Aufstiegs- 
beamte aus den westlichen Bundesländern dort 
noch beschäftigt sind? 
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31. Abgeordnete Wie viele westdeutsche „Gastbeamte" sind in 

Dr. Helga ostdeutschen Arbeitsämtern beschäftigt? 

Otto 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 5. Mai 1992 


Wie auch in allen übrigen Dienststellen der Bundesanstalt wurden und 
werden auch im Arbeitsamt Chemnitz zur Bewältigung von Arbeitsspitzen 
oder zum Ausgleich von personellen Ausfällen auf der Ebene der Plan- 
kräfte Arbeitskräfte mit befristetem Arbeitsvertrag beschäftigt, deren 
Arbeitsverträge nach Ablauf der vereinbarten Zeit enden. In den ersten 
vier Monaten diesen Jahres verringerte sich im Arbeitsamt Chemnitz die 
Zahl der befristeten Beschäftigten zwar um 97, dafür erhöhte sich im 
selben Zeitraum aber die Zahl der Plankräfte um 68; ein nicht unbeträcht- 
licher Teil dieser neuen Plankräfte ist aus dem Kreis der zuvor befristet 
beschäftigten Arbeitnehmer gewonnen worden. Die Beendigung befriste- 
ter Arbeitsverträge durch Zeitablauf steht mit der Tatsache, daß dort 
weiterhin noch Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter aus westlichen Arbeits- 
ämtern beschäftigt werden, in keinem Zusammenhang. 

Nach dem Stand vom 31. März 1992 waren insgesamt 1 976 fachlich erfah- 
rene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus westlichen Dienststellen der 
Bundesanstalt zu Dienststellen in den neuen Ländern abgeordnet, dar- 
unter 303 mit dem Ziel der Versetzung. Diese Maßnahme stellt - neben der 
Bewältigung der hohen Arbeitsbelastung der ostdeutschen Arbeitsämter - 
insbesondere darauf ab, die neugewonnenen Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter fachlich zu unterstützen und somit die neuen Dienststellen der Bun- 
desanstalt bei der Durchführung der Fachaufgaben an einen Qualitäts- 
stand heranzuführen, der dem der Dienststellen in den alten Bundeslän- 
dern entspricht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


32. Abgeordneter 

Dr. Olaf 
Feldmann 

(F.D.P.) 


Wie sieht die Planung der Bundesregierung für 
den zukünftigen Standort des militärgeschicht- 
lichen Forschungsinstituts in Freiburg unter Be- 
rücksichtigung der damit verbundenen Planun- 
gen für den (die) zukünftigen Standort(e) für das 
Bundesarchiv aus, und welche Rolle spielt der 
Kostenvergleich - Ausbau des Militärgeschicht- 
lichen Forschungsinstituts am Standort Freiburg 
oder Umzug nach Potsdam - bei der Entschei- 
dung? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ingrid Roitzsch 
vom 7. Mai 1992 

Die Planungen der Bundesregierung für den zukünftigen Standort des 
Militärgeschichtlichen Forschungsamtes und die damit verbundenen 
Planungen für einen gemeinsamen Neubau für das Militärgeschichtliche 
Forschungsamt und das Bundesarchiv-Militärarchiv sind noch nicht 
abgeschlossen. 

Beide Dienststellen sind derzeit in Freiburg in angemieteten Liegenschaf- 
ten nur unzureichend untergebracht. Für beide Dienststellen wurde daher 
ein gemeinsamer Neubau am Standort Freiburg geplant, der den speziel- 
len Anforderungen an einen Archivzweckbau Rechnung trägt. Die 
Gesamtkosten für diesen Neubau wurden 1990 auf 82 Mio. DM geschätzt; 
der Anteil des Bundesministeriums der Verteidigung würde 22 Mio. DM 
betragen. 

Die für eine Realisierung des Bundeswehranteils erforderlichen Haus- 
haltsmittel sind seitens des Bundesministeriums der Verteidigung weder 
in den Bundeswehrplan eingeplant noch mittelfristig einplanbar. 

Demgegenüber steht dem Bundesministerium der Verteidigung in 
Potsdam eine für eine dauerhafte Unterbringung des Militärgeschicht- 
lichen Forschungsamtes geeignete Liegenschaft zur Verfügung. Die 
Kosten für unumgängliche Herrichtungsmaßnahmen betragen nach er- 
sten groben Schätzungen 10 bis 15 Mio. DM. 

Für das Bundesarchiv- Militärarchiv steht in Potsdam ein Archivzweckbau 
nicht zur Verfügung. Es müßte dort erst ein entsprechendes Grundstück 
bereitgestellt und mit den - in Freiburg abgeschlossenen - Planungen für 
einen Neubau neu begonnen werden. 

Grundsätzlich kommt für eine künftige Unterbringung des Militär- 
geschichtlichen Forschungsamtes auch das in Freiburg befindliche Stabs- 
gebäude der 3. französischen Panzerdivision in Betracht, das voraussicht- 
lich im Herbst 1992 von den französischen Streitkräften geräumt wird. 
Dieses Gebäude ist jedoch nur für eine Unterbringung des Militärge- 
schichtlichen Forschungsamtes geeignet. 

Vor einer Nutzung dieser Liegenschaft durch das Militärgeschichtliche 
Forschungsamt wären jedoch umfangreiche Instandsetzungsmaßnahmen 
durchzuführen. Eine Kostenschätzung konnte noch nicht vorgenommen 
werden, da das Gebäude derzeit noch von den französischen Streitkräften 
genutzt wird. Sie setzt eingehendere Untersuchungen voraus, als sie im 
Zuge einer ersten im Februar 1992 vorgenommenen Besichtigung des 
Gebäudes durch Vertreter der Bundeswehr möglich waren. 

Ein Kostenvergleich war daher noch nicht möglich, ln Anbetracht der der- 
zeit bekannten Kosten erachtet das Bundesministerium der Verteidigung 
eine Verlegung des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes von Frei- 
burg nach Potsdam für zweckmäßig. Sie würde zudem den Einigungspro- 
zeß fördern und bessere Arbeitsbedingungen für die Mitarbeiter des 
Amtes schaffen, sofern das Bundesarchiv-Militärarchiv ebenfalls nach 
Potsdam verlegt und auf einen gemeinsamen Neubau verzichtet würde. 

Die Absicht des Bundesministeriums der Verteidigung, den gemeinsamen 
Standort nach Potsdam zu verlagern, macht weitere Abstimmungsgesprä- 
che zwischen dem Bundesminister der Verteidigung und dem Bundes- 
minister des Innern, zu dessen Geschäftsbereich das Bundesarchiv und 
das Bundesarchiv-Militärarchiv gehören, erforderlich. Ein Ergebnis die- 
ser Gespräche wird nicht vor Abschluß der Erörterungen der Föderalis- 
muskommission, die Vorschläge zur Verteilung nationaler und internatio- 
naler Einrichtungen erarbeitet, erzielt werden können. 
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33. Abgeordneter 

Dr. Rolf 

Niese 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, als Beitrag zum Umweltschutz, insbeson- 
dere zur Abfallreduzierung, darauf hinzuwirken, 
daß in der Mensa der Universität der Bundeswehr 
in Hamburg nicht weiter Styroporeinwegteller 
und Plastikeinwegbecher zum Ausschenken der 
Speisen und Getränke verwendet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 4. Mai 1992 

Die Bundesregierung ist sich unter Gesichtspunkten des Umweltschutzes 
durchaus der Problematik der Verwendung von Styroporeinwegtellern 
und Plastikeinwegbechern in der Mensa der Universität der Bundeswehr 
Hamburg bewußt. Sie sieht gegenwärtig allerdings nicht die Möglichkeit, 
die Benutzung von derartigen Tellern und Bechern bei der Ausgabe von 
Essen und dem Ausschenken von Getränken in der Mensa der Universität 
der Bundeswehr Hamburg abzustellen. 

Die Mensa der Universität der Bundeswehr Hamburg wird derzeit nur pro- 
visorisch betrieben, das dort ausgegebene Essen wird von auswärts ange- 
liefert. Die im Mensagebäude vorhandene Küche mußte aus hygienischen 
Gründen stillgelegt werden. Die außerdem im Mensagebäude festge- 
stellte Asbestbelastung macht eine Sanierung von Grund auf erforderlich, 
deren Beginn für das IV. Quartal dieses Jahres und deren Abschluß für das 
Jahr 1994 vorgesehen ist. Dem derzeitigen Pächter der Mensa ist in dem 
1987 abgeschlossenen Vertrag zugesichert worden, daß der Bund Ein- 
wegteller und Einwegbecher zur Verfügung stellt. Es wird geprüft, ob 
diese Vereinbarungen so geändert werden können, daß noch während der 
Dauer des provisorischen Mensabetriebes die Benutzung von Mehrweg- 
geschirr möglich wird. 


34. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Ein- 

Dr. Sigrid berufungspraxis der neuen Bundesländer Um- 

Semper schüler, die noch nicht ein Drittel ihrer Umschu- 

(F.D.P.) lung abgeschlossen haben, ungeachtet ihrer be- 

gonnenen Ausbildung zur Ableistung ihres 
Grundwehrdienstes herangezogen werden, und 
wie beurteilt die Bundesregierung diese Benach- 
teiligung unter dem Gesichtspunkt anzustreben- 
der Wehrgerechtigkeit bei sinkendem Bedarf an 
Grundwehrdienstleistenden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 30. April 1992 

Wegen der besonders schwierigen Stellensituation und der Arbeitsmarkt- 
lage im Beitrittsgebiet sind die Wehrersatzbehörden angewiesen worden, 
dort eine bereits begonnene Umschulungsmaßnahme nicht durch den 
Grundwehrdienst zu unterbrechen. Diese Ausnahmeregelung gilt aus- 
schließlich im Beitrittsgebiet für eine noch nicht begrenzte Übergangszeit. 

In den alten Bundesländern können demgegenüber Wehrpfhchtige mit 
abgeschlossener erster Berufsausbildung nur nach weitgehender Förde- 
rung einer weiteren Ausbildung vom Wehrdienst zurückgestellt werden. 
Weitgehend gefördert ist eine Ausbildung dann, wenn mindestens ein 
Drittel der hierfür erforderlichen Zeit aufgewandt ist. 
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Die Regelung für die Wehrpflichtigen im Beitrittsgebiet bevorzugt diese 
im Vergleich zur Einberufungspraxis in den alten Bundesländern. Dies ist 
jedoch, wie ausgeführt, wegen der derzeitigen besonderen Bedingungen 
dort gerechtfertigt. Die Wehrpflichtigen müssen daher auch nach Beendi- 
gung der Umschulung mit der Heranziehung zum Wehrdienst rechnen. 

Außerdem läßt die Personallage der Truppe eine weiterreichende Hilfe 
weder in den alten Bundesländern noch im Beitrittsgebiet zu, weil die 
Bedarfsdeckung wegen der geburtenschwachen Jahrgänge, der Zahl der 
Kriegsdienstverweigerer und der administrativen Wehrdienstausnahmen 
zunehmend schwieriger wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


35. Abgeordneter 

Dirk 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die einstim- 
mige Forderung der Bezirksversammlung Ham- 
burg-Altona, die A 7 im Bereich von Hamburg- 
Bahrenfeld bis zum Elbtunnel zum Zwecke des 
Lärmschutzes zu überdachen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 5. Mai 1992 

Für die Bundesregierung kommt eine Überdachung (Abdeckelung) der 
A 7 im angesprochenen Abschnitt zum Zwecke des Lärmschutzes in Über- 
einstimmung mit dem § 41 Abs. 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
vom Mai 1990 nicht in Betracht, weil die Kosten der Schutzmaßnahme 
außer Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck stehen würden. Für 
den Bereich Bahrenfeld werden für eine Abdeckelung auf ca. 670 m Länge 
Kosten von rund 190 Mio. DM, für eine auf 1400 m Länge rund 330 Mio. 
DM erwartet. Dagegen ist für eine konventionelle Lärmschutzmaßnahme 
mit einer Wall-/Wand-Kombination und ergänzendem passiven Lärm- 
schutz lediglich ein Betrag von rund 30 Mio. DM erforderlich. 


36. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Wie ist der Stand der derzeitigen Verhandlungen 
über die Ost-West-Regionalbahn im Rhein- 
Neckar-Raum, und wie steht die Bundesregie- 
rung zur Finanzierung dieses Projekts? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 5. Mai 1992 


Für den Ausbau der Strecke Neustadt/Speyer — Schifferstadt — Ludwigs- 
hafen ~ Mannheim — Heidelberg — Wiesloch - Walldorf/Eberbach zur 
Aufnahme eines Nahschnellverkehrs im 30-Minuten-Takt wurde eine 
Lösung gefunden, die gesamtwirtschaftlich vertretbar ist. Für die Lösung 
kann der Bund Zuschüsse in Höhe von 60% der Baukosten nach dem 
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Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz gewähren. Entsprechende An- 
sätze sind im mittelfristigen ÖPNV-Bundesprogramm vorgesehen. Der 
Bund geht dabei davon aus, daß die Länder Rheinland-Pfalz und Baden- 
Württemberg die Übernahme der Gegenfinanzierung der auf ihrem 
Gebiet liegenden Infrastrukturinvestitionen sowie der entstehenden 
Folgekosten sicherstellen. 

Der Streckenabschnitt Ludwigshafen — Mannheim muß sowohl aus 
Gründen der Verbesserung des Schienenpersonennahverkehrs als auch 
des Personenfern- und Güterverkehrs ausgebaut werden. Die Aufteilung 
der Infrastrukturkosten dieses Streckenabschnitts muß die Deutsche Bun- 
desbahn noch mit den Ländern/Kommunen abstimmen. 


37. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Welche Planungen betreibt die Deutsche Bun- 
desbahn für den Schienenpersonennahverkehr 
und den öffentlichen Personennahverkehr in 
Niederbayern, und in welcher Weise sind diese 
Planungen mit dem Bayernvertrag der Deutschen 
Bundesbahn abgestimmt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 5. Mai 1992 

Die Planungen der Deutschen Bundesbahn (DB) für den Schienenper- 
sonennahverkehr (SPNV) in Niederbayern stehen in Einklang mit der 
Rahmenvereinbarung über den ÖPNV zwischen dem Freistaat Bayern 
und der DB. So wird zur Zeit in dem aufgrund der Rahmenvereinbarung 
bestehenden Lenkungsausschuß u. a. auch über die Abgabe von Strecken 
der DB an andere Betreiber beraten. 

Auf den Strecken Zwiesel — Grafenau, Zwiesel — Bodenmais und Cham 
— Waldmünchen (Oberpfalz) ist die Regental-Bahnbetriebs GmbH (RBG) 
bereit, den Betrieb zum nächstmöglichen Zeitpunkt (voraussichtlich noch 
1992) durchzuführen. Dies hängt vom Umbau der dort einzusetzenden 
Elektrotriebwagen (ETA) ab. 

Der Freistaat Bayern hat Interesse daran bekundet, die Strecke Cham — 
Kötzting (Oberpfalz) in die finanzielle Verantwortung zu, übernehmen und 
an die RBG zu übertragen. 

Für den von der DB betriebenen Busverkehr ist vorgesehen, die Regional- 
busgesellschaften mit dem Ziel zu veräußern, eine Organisation „vor Ort" 
zu fördern, die den speziellen Bedürfnissen der einzelnen Verkehrsregio- 
nen nach Verbesserung des Verkehrsangebotes „bürgernah" Rechnung 
trägt (siehe auch den Bericht der Bundesregierung Drucksache 11/5746 
über den öffentlichen Personennahverkehr in der Fläche). Um diesem Ziel 
gerecht zu werden und das Verkehrsangebot möglichst zu verbessern, hat 
die Bahnbus-Holding GmbH (BBHG) für den Verkauf der Regionalbus- 
gesellschaften Rahmenbedingungen aufgestellt, zu denen sich die Erwer- 
ber vertraglich verpflichten müssen. Hierunter fällt auch die Pflicht, in die 
mit der DB bestehenden Verträge zur Abstimmung der Fahrpläne von 
Schiene und Bus und zur Schaffung gemeinsamer Tarifangebote einzu- 
treten. Darüber hinaus besteht ein eigenes Interesse der DB, daß Bahn- 
und Busverkehre weiterhin vernetzt bleiben. 

In Niederbayern betrifft das die Regionalbus Ostbayern GmbH (RBO). Für 
den Kauf interessiert sich ein privates Konsortium, in das zwei bisher 
getrennt vorgehende Bietergruppen aufgegangen sind. 



Drucksache 12/2579 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Zu den Details verweise ich auf meine Antwort zu Frage 95 in der Druck- 
sache 12/2198. Ergänzend dazu hat die BBHG mitgeteilt, daß der Mei- 
nungsbildungsprozeß in den kommunalen Gebietskörperschaften nun- 
mehr Ende Mai 1992 abgeschlossen sein soll. 


38. Abgeordneter 

Wolfgang 

Meckelburg 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen 
Städten des Ruhrgebiets die im Bundesverkehrs- 
wegeplan 1992 konzipierten Güterverkehrszen- 
tren angesiedelt werden sollen, und kann sie Aus- 
kunft geben, wann mit definitiven Standort- und 
Planungsentscheidungen zu rechnen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 6. Mai 1992 

Der Entwurf des Bundesverkehrs wegeplanes 1992 enthält eine Übersicht 
über Standortkonzepte der Länder für Güterverkehrszentren (GVZ). Es 
handelt sich in Nordrhein-Westfalen um: Köln, Düsseldorf, Duisburg, 
Wuppertal, östliches Ruhrgebiet, Ostwestfalen-Lippe und Rheine. Die 
Angabe von Standorten für GVZ in Nordrhein-Westfalen basiert auf dem 
Zwischenbericht zur Erarbeitung einer Standortkonzeption des Ministe- 
riums für Stadtentwicklung und Verkehr des Landes Nordrhein-West- 
falen. 

Zuständig für die Errichtung von GVZ sind die kommunalen Gebiets- 
körperschaften und - koordinierend - die Länder. Die Bundesregierung 
kann daher keine Auskunft über definitive Standort- und Planungsent- 
scheidungen geben. 


39. Abgeordneter 

Dr. Fritz 

Schumann 

(Kroppenstedt) 

(PDS/Linke Liste) 


Welche Auswirkungen hat das seit mehr als 
einem Jahr praktizierte Überholverbot für LKW 
auf der Bundesautobahn A 2 zwischen Hannover 
und Braunschweig auf Durchlaßfähigkeit und 
Unfallgeschehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 5. Mai 1992 

Das Überholverbot auf der A 12 ist mit örtlichen Geschwindigkeits- 
beschränkungen kombiniert. Eine Aufschlüsselung getrennt nach der 
Wirkung jeder dieser Maßnahmen liegt nicht vor. Deshalb ist eine Aus- 
sage über die Auswirkungen des Überholverbotes nicht möglich. 


40. Abgeordneter 

Dr. Fritz 

Schumann 

(Kroppenstedt) 

(PDS/Linke Liste) 


Welche verallgemeinerungsfähigen Ergebnisse 
liegen zum Überholverbot von Lkw auf Bundes- 
autobahnen vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 5. Mai 1992 

Dort, wo es auf Grund der örtlichen Verkehrssituation geboten ist, kann 
ein Überholverbot einen Beitrag zur Sicherheit und Flüssigkeit des Ver- 
kehrs leisten. 
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41. Abgeordneter 

Dr. Fritz 

Schumann 

(Kroppenstedt) 

(PDS/Linke Liste) 


Welche Vorhaben bestehen zur Ausweitung 
eines Überholverbotes für Lkw auf Bundesauto- 
bahnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 5. Mai 1992 

Die Bundesregierung hält ein allgemeines Überholverbot für Lkw auf 
Bundesautobahnen nicht für zweckmäßig. Zur Begründung verweise ich 
auf die Antwort zu Frage 87 in Drucksache 12/1872. 


42. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


Welche verschiedenen Finanzierungsmöglich- 
keiten stehen für die Modernisierung des Wagen- 
parks von Regional- und Nahverkehrszügen der 
Deutschen Bundesbahn zur Verfügung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 6. Mai 1992 

Für diesen Zweck stehen zwei Quellen zur Verfügung: Eigenmittel der 
Deutschen Bundesbahn und/oder Baukostenzuschüsse Dritter. Seit 1992 
ist auch die Förderung von Schienenfahrzeugen des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
(GVFG) möglich, jedoch beschränkt auf die Beschaffung neuer Fahr- 
zeuge. 


43. Abgeordnete Gibt es in den Bundesländern eine unterschied- 

Dr. Margrit liehe Handhabung der Bezuschussung bzw. der 

Wetzel Förderung solcher Modernisierungen? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 6. Mai 1992 

Ja. Es bestehen keine generellen Regeln für die Handhabung der Fahr- 
zeug-Bezuschussung. Einzelne Bundesländer haben bisher fallweise 
Zuschüsse gewährt, dergleichen einige Landkreise und Städte. Der Um- 
fang der Baukostenzuschüsse ist differenziert und erreicht bis zu 100 % der 
Anschaffungskosten. 

Soweit die Bundesländer entsprechend den Möglichkeiten des GVFG ab 
1. Januar 1992 die Beschaffung von Schienenfahrzeugen des öffentlichen 
Personennahverkehrs fördern wollen, ist dies bis zu einer Höchstgrenze 
von 75% der zuwendungsfähigen Kosten möglich. Abweichend von 
dieser Höchstgrenze betragen in den Bundesländern Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen die 
Fördersätze in den Jahren 

1992 bis zu 90%, 

1993 bis zu 85%, 

1994 bis zu 80% 

der zuwendungsfähigen Kosten. 
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In den neuen Bundesländern einschließlich Berlin können in den Jahren 
1992 bis 1995 auch die Modernisierung und Umrüstung vorhandener 
Straßenbahnen gefördert werden. 


44. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


In welchem Umfang wurden in den letzten Jah- 
ren Wagenpark-Modernisierungen für die Regio- 
nal- und Nahverkehre der Deutschen Bundes- 
bahn in den einzelnen Bundesländern vorgenom- 
men? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 6. Mai 1992 


Ab 1987 wurden im Wagenpark für Regional- und Nahverkehrszüge fol- 
gende Modernisierungen vorgenommen (Stand zum Fahrplanwechsel 
1992/1993): 


1. Beschaffungen 

Baureihe 420 (S-Bahn) 
x-Wagen (S-Bahn) 

Baureihe 628.1 und 628.2 
Baureihe 610 (Pendolino) 

2. Redesign (Modernisierung) 

Baureihe 420 (S-Bahn) 
Baureihe 624 

City-/Regionalbahn- Wagen 


25 Triebzüge 
67 Wagen 
150 Triebzüge 
10 Triebzüge 


15 Triebzüge 
2 Triebzüge 
rund 830 Wagen. 


Schwerpunkte des Einsatzes der einzelnen neuen bzw. modernisierten 
Baureihen liegen in folgenden Bundesländern: 

Baureihe 628 Schleswig-Holstein nördlich Niedersach- 

sachsen, Rheinland-Pfalz, Hessen, Baden- 
Württemberg und Bayern 

Baureihe 610 Bayern 

Baureihe 624 Nordrhein-Westfalen 


Baureihe 420 S-Bahn München (Flughafen S-Bahn) 

City-/Regionalbahn-Wagen Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein- 

Westfalen, Saarland sowie Großräume 
Stuttgart und München 


Eine detaillierte Zuordnung nach Bundesländern ist nicht möglich, da die 
Fahrzeuge nach Betriebswerken bzw. Einsatzstandorten zugeordnet 
werden. Die Einsätze überschreiten in der Regel die Grenzen von Bundes- 
ländern. 


45. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


Werden neue Besetzungsvorschriften bzw. alle 
einschlägigen Verordnungen jeweils sofort an 
alle Botschaften bzw. Konsulate im Ausland wei- 
tergeleitet, und wird ihre jeweilige Einhaltung 
bei Eintragungen neuer Besatzungsmitglieder in 
die Schiffsrolle kontrolliert? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 6. Mai 1992 


Den zu Seemannsämtern im Ausland bestellten Botschaften und konsula- 
rischen Vertretungen steht eine Sammlung des Seemannsrechts zur Ver- 
fügung, die ständig aktualisiert wird. Die Tätigkeit dieser Seemannsämter 
wird außerdem durch ausführliche Richtlinien des Auswärtigen Amtes 
geregelt, die jeweils der rechtlichen Entwicklung im Inland angepaßt wer- 
den. Gegebenenfalls wird durch Weisungen des Auswärtigen Amtes im 
Einzelfall sichergestellt, daß eine einheitliche Rechtsanwendung stattfin- 
det. Damit ist gewährleistet, daß bei der Eintragung neuer Besatzungsmit- 
glieder in die Musterrolle durch die Seemannsämter im Ausland entspre- 
chend den geltenden Vorschriften der Seemannsamtsversorgung und der 
Schiffsbesetzungsverordnung verfahren wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


46. Abgeordneter 

Franz 

Müntefering 

(SPD) 


Wie viele Sozial-Mietwohnungen gibt es nach 
Kenntnis der Bundesregierung in den westdeut- 
schen Ländern, und wie viele dieser Wohnungen 
werden voraussichtlich bis zum Jahr 2000 aus den 
Belegungs- und Mietpreisbindungen herausfal- 
len? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 27. April 1992 


Die Zahl der sozialen Mietwohnungen beträgt zur Zeit ca. 2,8 Millionen. 
Sie verringerte sich bis zum Jahre 1990 - im wesentlichen bedingt durch 
vorzeitige freiwillige Rückzahlungen - um jährlich rund 150000. 

Mit Inkrafttreten des Wohnungsbindungsänderungsgesetzes vom 17. Mai 
1990 ist die sog. Nachwirkungsfrist, in der Sozialwohnungen trotz vorzei- 
tiger Rückzahlung weiter der Kostenmiete und den Belegungsbindungen 
unterliegen, von acht auf zehn Jahre verlängert worden. Auch sind mit 
dem Gesetz die für die Berechnung der Kostenmiete relevanten Zinskon- 
ditionen bei vorzeitiger Rückzahlung zu Lasten des Rückzahlenden 
wesentlich verschlechtert worden. Diese Gesetzesänderungen haben 
dazu beigetragen, daß 1990 nur noch für rund 50000 Sozialwohnungen 
Rückzahlungen vorzeitig geleistet worden sind. Inwieweit diese Entwick- 
lung anhält und wie viele Wohnungen im Jahr 2000 noch den Belegungs- 
und Mietpreisbindungen unterliegen werden, die ja auch vertraglich ver- 
längert werden können, läßt sich nicht Vorhersagen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


47. Abgeordneter 

Dr. Ulrich 
Briefs 

(fraktionslos) 


In welchen Fällen haben vom Bundesminister für 
Forschung und Technologie (BMFT) geförderte 
Vorhaben der Genforschung zu neuen Verfahren 
und sogar Patenten geführt, die von der Industrie 
nicht genutzt werden, wie dies bei der Holsten- 
Brauerei AG der Fall ist, die ein Patent für gen- 
manipulierte Hefe (Patentnummer DE 3616094) 
zur Gewinnung alkoholfreien Bieres erworben 
hat, deren Entwicklung mit öffentlichen Mitteln 
als anwendungsbezogene Grundlagenforschung 
vom BMFT gefördert wurde und die die Holsten- 
Brauerei nun nicht anwenden wird, weil das 
Unternehmen keinen Anlaß sieht, die traditio- 
nelle natürlichere Produktionsweise zu verlassen, 
und mit welchen Beträgen wurden diese Vor- 
haben vom BMFT gefördert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 5. Mai 1992 


Das in der Anfrage zitierte Patent der Fa. Holsten-Brauerei AG wurde nach 
Aussage des Unternehmens bereits im Mai 1986 angemeldet. Ein Zusam- 
menhang mit den im gleichen Monat aufgenommenen Arbeiten im Rah- 
men des BMFT-Fördervorhabens besteht nicht. 

Laut zugehörigem Abschlußbericht wurden weder vom Zuwendungs- 
empfänger noch von eingeschalteten Dritten Erfindungen, die aus diesem 
Forschungsvorhaben resultieren, angemeldet oder Schutzrechte erteilt. 

Die Nutzung von Patenten liegt zunächst im Ermessen der Unternehmen 
selbst. Soweit Patente im Rahmen von BMFT-geförderten FuE- Vorhaben 
erteilt wurden, hat der Zuwendungsempfänger Dritten auf Verlangen an 
den Rechten am Ergebnis und an den urheberrechtlich geschützten Teilen 
des Ergebnisses zu branchenüblichen Bedingungen ein nicht ausschließ- 
liches und nicht übertragbares Benutzungs- bzw. Nutzungsrecht zur 
Benutzung im Inland zu erteilen. Fälle, in denen die Nutzung von Patenten 
geförderter Vorhaben verhindert wurde, sind der Bundesregierung nicht 
bekannt. 

Das Vorhaben der Holsten-Brauerei AG wurde in Höhe von 936 TDM 
(Bundesanteil) gefördert. 


48. Abgeordneter 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 


Welchen Anteil (in Prozent) an öffentlichen Auf- 
trägen der Deutschen Bundespost, Deutschen 
Bundesbahn, Bundeswehr und an der For- 
schungsförderung des Bundes erhielten die ein- 
zelnen Bundesländer im Jahr 1988 im Verhältnis 
zu ihrem Anteil am Bruttoinlandsprodukt (in Pro- 
zent) und im Verhältnis zur Erwerbstätigenzahl 
(in Prozent)? 
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49. Abgeordneter Wie lauten die Zahlen für das Jahr 1989? 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 


50. Abgeordneter 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 


Wie lauten die Zahlen für das Jahr 1990? 


51. Abgeordneter 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 


Wie lauten die Zahlen für das Jahr 1991? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Gebhard Ziller 
vom 29. April 1992 

Die Daten zum Anteil der Bundesländer (in Prozent) an den Ausgaben des 
Bundes für Forschung und Entwicklung (FuE) im Verhältnis zum Brutto- 
inlandsprodukt (BIP) (in Prozent) und der Zahl der Erwerbstätigen (in Pro- 
zent) sind - soweit die Basisdaten verfügbar waren - in der nachstehenden 
Tabelle 1 enthalten. Für 1991 liegen leider weder die FuE-Ausgaben des 
Bundes, noch BIP, noch Erwerbstätigenzahl in regionaler Gliederung vor. 

Auf der Grundlage der Angaben des Bundesministeriums der Verteidi- 
gung werden in Tabelle 2 die Daten zum Anteil der Bundesländer an den 
Inlandsaufträgen der Bundeswehr (in Prozent) im Verhältnis zum Brut- 
toinlandsprodukt (in Prozent) und der Zahl der Erwerbstätigen (in Prozent) 
auf geführt. Die Angaben für 1990 sind unvollständig, die für 1991 nicht 
enthalten, da die Basisdaten - Bruttoinlandsprodukt für 1991 sowie 
Erwerbstätigenzahl für 1990 und 1991 in regionaler Gliederung - noch 
nicht verfügbar sind. 

Nach Mitteilung des Bundesministeriums für Verkehr belief sich das 
Gesamtvolumen aller öffentlichen Aufträge der Deutschen Bundesbahn 

1988 auf 10032 Mio. DM, 

1989 auf 10592 Mio. DM, 

1990 auf 10564 Mio. DM, 

1991 auf 11854 Mio. DM. 

Eine Statistik getrennt nach Bundesländern wird von der Deutschen Bun- 
desbahn (DB) nicht geführt, da 

- ein erheblicher Teil der Aufträge nach der Verdingungsordnung für 
Leistungen (VOL) zentral von den beiden Bundesbahnzentralämtern in 
Minden und München bundesweit für den gesamten DB-Bereich ver- 
geben wird, 

- die Zuordnung des rollenden Materials (Lokomotiven, Reisezug- und 
Güterwagen) auf die einzelnen Bundesländer sachfremd wäre, 

- der zufällige Standort der Hersteller- und Lieferfirmen für die Schiene 
keine repräsentative Aussage in Relation zur Erwerbsfähigkeit oder 
Bevölkerungszahl in den einzelnen Bundesländern zuläßt. 
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Die Vergaben der Deutschen Bundesbahn als öffentlicher Auftraggeber 
erfolgen grundsätzlich im Wege der Ausschreibung und des Wettbewerbs 
und nicht nach einem, wie auch immer gearteten, Länderschlüssel. 

In der Tabelle 3 sind Angaben zu den öffentlichen Aufträgen der Deut- 
schen Bundespost (ohne Forschungsförderung) im Verhältnis zum Anteil 
am BIP und der Erwerbstätigenzahl der einzelnen Bundesländer enthal- 
ten. 

Das Bundesministerium für Post und Telekommunikation weist darauf 
hin, daß bedingt durch die Neustrukturierung der Deutschen Bundespost 
und die damit verbundene Erstellung bundesweiter neuer Datenverarbei- 
tungskonzepte nur Daten für die Jahre 1988 und 1989 vorliegen. 


Tabelle 1 


16. April 1992 


Anteil (in Prozent) der Bundesländer an den Ausgaben des Bundes 
für Forschung und Entwicklung (FuE) im Verhältnis zu ihrem Anteil 

(in Prozent) 

(a) am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

(b) an den Erwerbstätigen 


Land 

(a) 

(b) 

1988 

1989 

1990 

1988 

1989 

1990 

Baden-Württemberg 

1,15 

1,11 

1,07 

1,15 

1,12 


Bayern 

1,41 

1,40 

1,46 

1,30 

1,30 


Berlin 

lr71 

1,71 

1,63 

1,86 

1,81 


Bremen 

1,93 

1,50 

1,69 

2,70 

2,10 


Hamburg 

1,55 

1,80 

1,82 

2,52 

3,00 


Hessen 

0,63 

0,56 

0,52 

0,69 

0,63 


Niedersachsen 

0,95 

0,92 

0,97 

0,84 

0,80 


Nordrhein-Westfalen 

0,72 

0,73 

0,72 

0,74 

0,76 


Rheinland-Pfalz 

0,35 

0,46 

0,44 

0,31 

0,41 


Saarland 

0,40 

0,33 

0,33 

0,40 

0,33 


Schleswig-Holstein 

1,00 

0,94 

0,85 

0,83 

0,76 



Quelle: BMFT 

Anmerkungen: Vergleiche Anhang zu Tabelle 1. 
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Anhang zu Tabelle 1 16. April 1992 

Anteil der Bundesländer an den Ausgaben des Bundes 
für Forschung und Entwicklung (FuE), dem Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
und der Anzahl der Erwerbstätigen 
-in%- 


Land 

Anteil an den FuE- 
Ausgaben^) 

Anteil am BIP^) 

Anteil an der Anzahl 
der Erwerbstätigen^) 


1988 

1989 

1990 

1988 

1989 

1990 

1988 

1989 

1990 

Baden- Württemberg 

18,5 

17,9 

17,3 

16,1 

16,1 

16,1 

16,1 

16,0 


Bayern 

25,4 

25,3 

26,8 

18,0 

18,1 

18,3 

19,5 

19,5 


Berlin 

6,5 

6,5 

6,2 

3,8 

3,8 

3,8 

3,5 

3,6 


Bremen 

2,7 

2,1 

2,2 

1,4 

1,4 

1,3 

1,0 

1,0 


Hamburg 

6,8 

8,1 

8,2 

4,4 

4,5 

4,5 

2,7 

2,7 


Hessen 

6,4 

5,8 

5,4 

10,2 

10,3 

10,3 

9,3 

9,2 


Niedersachsen 

9,3 

9,0 

9,5 

9,8 

9,8 

9,8 

11,1 

11,2 


Nordrhein- Westfalen 

18,7 

19,0 

18,7 

26,1 

26,0 

25,8 

25,2 

25,1 


Rheinland-Pfalz 

1,8 

2,4 

2,3 

5,2 

5,2 

5,2 

5,9 

5,9 


Saarland 

0,6 

0,5 

0,5 

1,5 

1,5 

1,5 

1,5 

1,5 


Schleswig-Holstein 

3,4 

3,2 

2,9 

3,4 

3,4 

3,4 

4,1 

4,2 


Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 



Milliarden DM 

Milliarden DM 

1 000 Personen 

Nachrichtlich 

11,9 

12,4 

13,5 

2 110,7 

2 235,6 

2 422,8 

27,4 

27,7 



Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen des BMFT. 

Auf die 5 neuen Bundesländer entfielen 1990 (nach dem 3. Oktober) rund 4 Mio, DM 
(0%). Eine weitere Aufgliederung für Berlin (Ost/West) ist nicht möglich. 


2) Gebietsstand vor dem 3. Oktober 1990. 

Rundungsdifferenzen 

Tabelle 2 27. April 1992 

Anteil (in Prozent) der Bundesländer an den Inlandsaufträgen 
der Bundeswehr im Verhältnis zu ihrem Anteil 
(in Prozent) 

(a) am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

(b) an den Erwerbstätigen 


Land 

(a) 

(b) 

1988 

1989 

1990 

1988 

1989 

1990 

Baden-Württemberg 

0,96 

1,00 

1,64 

0,96 

1,01 


Bayern 

1,68 

2,05 

1,38 

1,55 

1,90 


Berlin 

0,00 

0,03 

0,00 

0,00 

0,03 


Bremen 

8,00 

2,07 

3,38 

11,20 

2,90 


Hamburg 

0,66 

3,04 

0,64 

1,07 

5,07 


Hessen 

0,75 

0,49 

0,76 

0,83 

0,54 


Niedersachsen 

0,46 

0,42 

0,51 

0,41 

0,37 


Nordrhein-Westfalen 

0,66 

0,44 

0,58 

0,68 

0,46 


Rheinland-Pfalz 

0,58 

0,37 

0,67 

0,51 

0,32 


Saarland 

1,00 

0,87 

0,87 

1,00 

0,87 


Schleswig-Holstein 

1,82 

1,85 

2,50 

1,51 

1,50 



Quelle: BMVg und eigene Berechnungen des BMFT, 
Anmerkungen: Vergleiche Anhang zu Tabelle 2. 
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Anhang zu Tabelle 2 Stand: April 1992 

Inlandsaufträge der Bundeswehr nach Bundesländern 


Bundesland 

1988 

1989 

1990 

19911) 

Mio. DM 

0/ 

/o 

Mio. DM 

% 

Mio. DM 

% 

Mio. DM 

% 

Schleswig-Holstein 

989,9 

6,2 

1 166,1 

6,3 

1 236,2 

8,5 

771,7 

7,1 

Hamburg 

469,3 

2,9 

2 512,42) 

13,7 

417,8 

2,9 

627,8 

5,7 

Niedersachsen 

718,3 

4,5 

757,9 

4,1 

727,8 

5,0 

626,7 

5,7 

Bremen 

1 790,6 

11,2 

523,6 

2,9 

635,8 

4,4 

749,0 

6,9 

Nordrhein-Westfalen 

2 745,1 

17,2 

2 119,9 

11,5 

2 187,4 

15,0 

1 511,1 

13,8 

Hessen 

1 235,4 

7,7 

916,9 

5,0 

1 141,4 

7,8 

801,9 

7,4 

Rheinland-Pfalz 

470,2 

3,0 

353,9 

1,9 

501,3 

3,5 

343,4 

3,1 

Baden-Württemberg 

2 476,9 

15,5 

2 963,0 

16,1 

3 840,3 

26,4 

1 427,8 

13,1 

Bayern 

4 840,6 

1 

30,3 

6 828,6 

37,1 

3 666,2 

25,2 

3 446,1 

31,5 

Saarland 

1 

236,6 

1,5 

234,7 

1,3 

186,5 

1,3 

138,3 

1,3 

Berlin * ) 

3,5 

0,0 

13,2 

0,1 

4,1 

0,0 i 

296,9 

2,7 

Brandenburg * * ) 

- 

- 

- 

~ 

- 

- 

26,3 

0,2 

Mecklenburg- Vorpommern 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

71,8 

0,7 

Sachsen* *) 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

45,5 

0,4 

Sachsen- Anhalt * * ) 

- 

- 

- 

- 

- 

. - 

19,8 

0,2 

Thüringen * * ) 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

20,8 

0,2 

Inland gesamt 

15 976,4 

100,0 

18 390,2 

100,0 

14 544,8 

100,0 

10 924,9 

100,0 


Quelle: BMVg 

b Vorläufig. 

2) Fregattenauftrag an ein Konsortium mit Sitz in Hamburg, Ausführung durch 
mehrere Werften in verschiedenen Bundesländern. 

*) Bis 31. Dezember 1990 Berlin (West). 

* * ) Vor dem 1. Januar 1991 keine Erfassung in den neuen Bundesländern. 

Hinweis: Aus erfassungstechnischen Gründen sind nicht alle Direktaufträge an 
inländische Unternehmen enthalten. Unteraufträge deutscher und aus- 
ländischer Auftragnehmer können ebenfalls nicht erfaßt werden, deshalb 
ist eine Aussage über die tatsächliche Beteiligung eines Bundeslandes an 
der Leistungserstellung für Bundeswehr an o. a. Werten nicht ablesbar. 
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Tabelle 3 28. April 1992 



Öffentliche Aufträge der DBP ohne Forschungsförderung 
im Verhältnis zum Anteil 

am Bruttoinlandsprodukt 
der einzelnen Bundesländer 

an der Erwerbstätigenzahl 
der einzelnen Länder 

1988 

1989 

1988 

1989 

Baden-Württemberg 

1,19 

1,13 

1,19 

1,16 

Bayern 

1,69 

1,75 

1,56 

1,61 

Berlin (West) 

2,37 

2,09 

2,50 

2,28 

Bremen 

0,29 

0,29 

0,4 

0,39 

Hamburg 

0,36 

0,43 

0,74 

0,73 

Hessen 

1,06 

1,08 

1,14 

1,2 

Niedersachsen 

0,79 

0,98 

0,7 

0,72 

Nordrhein-Westfalen 

0,55 

0,54 

0,6 

0,56 

Rheinland-Pfalz 

0,44 

0,42 

0,39 

0,37 

Saarland 

0,53 

0,51 

0,52 

0,45 

Schleswig-Holstein 

0,85 

0,92 

0,7 

0,75 


Quelle: BMPT 


Bonn, den 8. Mai 1992 
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